
UNTERSUCHUNG 

Jung bei der Nachfragestabilisierung, die bei Keynes ebenfalls wichtig 
ist, wurde nicht angesprochen, was jedoch mit der vorhandenen Über­
nachfrage in dieser Phase erklärbar ist. 

Fazit 

In dieser ersten Phase der europäischen Integration herrschte ein Key­
nes'sches Staatsverständnis vor. Einem solchen Staatsverständnis fol­
gend soll der Staat häufig und weitgehend in die Wirtschaft eingreifen. 
Dies wurde in dieser Phase- so die in den Vorgaben herrschende An­
sicht -jedoch zunehmend erschwert. Die Mitgliedstaaten gingen grund­
legend von einer Einschränkung ihrer Interventionsmöglichkeiten durch 
die zunehmende wirtschaftliche Verflechtung aus. Diese schränke die 
bestehenden nationalstaatliehen Instrumente in ihrer Wirksamkeit ein, 
worauf mit einem gemeinschaftlichen Vorgehen zur Wiedererlangung 
der Interventionsmöglichkeiten reagiert wurde. Die Koordinierung der 
Wirtschaftspolitik sollte die Interventionsmöglichkeiten jedoch nicht nur 
in dem Sinne erweitern, dass dadurch der Status quo wieder hergestellt 
wurde, sondern auch insofern, als dass die nationalstaatliehen Instru­
mente und Maßnahmen durch ein gemeinschaftliches Vorgehen effekti­
ver wurden, die Interventionsmöglichkeiten demnach auch im Vergleich 
zum Status quo ausgeweitet wurden. Dies war nicht nur bei der gemein­
samen Reaktion auf konjunkturelle Krisen der Fall, sondern auch hin­
sichtlich der Sicherstellung internationaler W ettbewerbsfähigkeit, z.B. 
durch gemeinsame Anstrengungen im Bereich Forschung und Entwick­
lung. 

Das gemeinsame Vorgehen entspricht der der kritischen Strategie, 
die aus der globalisierungskritischen Position abgeleitet wurde: Die 
Handlungsfähigkeit eines interventionistischen Staates wird durch einen 
Ausbau bzw. eine Wiedererlangung von Interventionsmöglichkeiten ge­
stärkt. Vor diesem Hintergrund wurde im Laufe der Jahre ein recht weit­
gehendes gemeinsames Vorgehen entwickelt. Dies macht sich besonders 
deutlich daran fest, dass die Mitgliedstaaten ihre wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen im Rahmen der Konsultationen genehmigen lassen muss­
ten, auf gemeinschaftlicher Ebene quantitative und qualitative Orientie­
rungsdaten für die Haushaltspolitik festlegten und das Ziel der Verge­
meinschaftung der Berufsausbildungspolitik verfolgten. 

119 

https://doi.org/10.14361/9783839410677-023 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/9783839410677-023
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/

